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In Mainz
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Deutsche mit Verfallsdatum?
Die Optionsregelung in Politik und Praxis
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Kaiser-Friedrich-Straße 5a, 55116 Mainz
Tel.: 06131 / 162402

Beauftragter der Landesregierung 
für Migration und Integration
Kaiser-Friedrich-Straße 5a, 55116 Mainz 
Tel.: 06131 / 162468

Initiativausschuss für Migrationspolitik Rheinland-Pfalz
Albert Schweitzer Straße 113-115, 55128 Mainz
Tel.: 06131 / 2874420 . Fax: 06131 / 2874411

Büro für Migration und Integration der Landeshauptstadt Mainz
Rathaus, Jockel Fuchs-Platz 1, 55116 Mainz
Tel.: 06131 / 123337 . Fax: 06131 / 122744

Beirat für Migration und Integration der Landeshauptstadt Mainz
Rathaus, 55028 Mainz
Tel.: 06131 / 122059

Ve r a n t w o r t l i c h :
Dr. Una Patzke 
Landeszentrale für politische Bildung Rheinland-Pfalz 

I n f o r m a t i o n e n :
Tel.: 06131 / 162975 . Fax: 06131 / 162980
E-Mail: una.patzke@politische-bildung-rlp.de

O r g a n i s a t o r i s c h e s :
Anmeldungen: 
Bitte auf anhängender Karte, per Fax: 06131 / 162980 
oder per E-mail: gabriele.ziehn@politische-bildung-rlp.de

Veranstaltungsort:
Haus der Jugend, Mitternachtsgasse 8, 55116 Mainz
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Seit dem Jahr 2000 erwerben in Deutschland geborene Kinder auslän-
discher Eltern unter bestimmten Voraussetzungen sowohl die deutsche 
Staatsangehörigkeit als auch die Staatsangehörigkeit der Eltern. Bis 
Ende 2008 sind fast 400.000 Kinder über dieses sog. ius soli („Geburts-
recht“) Deutsche geworden. 

Die mit dem ius soli verbundene sog. Optionspfl icht stellt sie jedoch vor 
die Qual der Wahl: Sobald sie 18 sind, müssen sie sich innerhalb eines 
Zeitraums von maximal fünf Jahren für die deutsche oder für die auslän-
dische Staatsangehörigkeit entscheiden. Wählen sie die Staatsangehö-
rigkeit der Eltern, werden sie zu Ausländern in Deutschland, dem Land, 
in dem sie geboren sind und das sie ebenso als ihre Heimat ansehen.

Die Meinungen zur Optionspfl icht gehen auseinander. Die einen halten 
sie für kompliziert, bürokratisch und integrationspolitisch verfehlt, die 
anderen plädieren für die Vermeidung von Mehrstaatigkeit und eine be-
wusste Entscheidung für eine Staatsangehörigkeit. Im Koalitionsvertrag 
der Bundesregierung ist festgehalten „die Erfahrungen mit den ersten 
Optionsfällen auf möglichen Verbesserungsbedarf sowohl im Verfahren 
als auch in materiell-rechtlicher Hinsicht zu überprüfen und ggf. Ände-
rungsvorschläge zu erarbeiten“.

Seit dem Jahr 2008 gibt es erste junge Erwachsene im optionspfl ichtigen 
Alter aus einer Übergangsregelung, ab 2018 sind von der Optionspfl icht 
jährlich dann ca. 40 000 Jugendliche betroffen.

Wir fragen nach ersten Erfahrungen mit dem Optionsverfahren und nach 
Sichtweisen und Motiven für die Entscheidung bei betroffenen Jugendlichen.

Welche Argumente sprechen für, welche gegen die Beibehaltung der 
Optionspfl icht bzw. die generelle Hinnahme von Mehrstaatigkeit? Wie 
sieht die Umsetzung in die Praxis aus? Wie geht es den betroffenen Ju-
gendlichen, wenn sie vor der Entscheidung stehen?

Wir laden Sie ein, sich zu informieren und mitzudiskutieren und freuen 
uns, wenn gerade auch junge Menschen als die eigentlich Betroffenen 
diese Gelegenheit wahrnehmen.

Dr. Dieter Schiffmann Dr. Una Patzke
Landeszentrale für politische Bildung Rheinland-Pfalz
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18.00 Uhr Begrüßung und Einführung
 Dr. Una Patzke
 Landeszentrale für politische Bildung Rheinland-Pfalz

 Grußwort
 Irene Alt
 Ministerin für Integration, Familie, Kinder, Jugend und  
 Frauen Rheinland-Pfalz

 Vortrag
 Das Entscheidungsverhalten der deutschen 
 „Optionskinder“ – Ergebnisse einer Pilotstudie 
 Prof. Dr. Claudia Diehl
 Institut für Soziologie der Universität Göttingen

19.00 Uhr Gesprächsrunde
 Prof. Dr. Claudia Diehl
 Miguel Vicente
 Beauftragter der Landesregierung für Migration und    
 Integration
 betroffene Jugendliche

 Moderation:
 Musgana Tesfamariam
 Arbeitsgemeinschaft der Beiräte für Migration und    
 Integration Rheinland-Pfalz

 Diskussion mit dem Publikum

20.30 Uhr Ausklang bei Wein, Wasser und Brezel


